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Altech Advanced Materials AG 

Heidelberg 

 

ISIN: DE000A2BPG14, DE000A2LQUJ6 

WKN: A2BPG1, A2LQUJ 

 

Einladung zur außerordentlichen Hauptversammlung 

 

Wir laden hiermit unsere Aktionärinnen und Aktionäre zu der am 15. Januar 2020, um 13:00 Uhr am 

Sitz der Gesellschaft in der Ziegelhäuser Landstr. 3, 69120 Heidelberg, stattfindenden 

außerordentlichen Hauptversammlung der Altech Advanced Materials AG („Gesellschaft“) ein. 

 

I. Tagesordnung 

 

1. Beschlussfassung über die Anpassung und Verlängerung des Beschlusses zur Erhöhung 

des Grundkapitals gegen Bareinlagen vom 17. Juli 2019 

 

Auf der außerordentlichen Hauptversammlung der Gesellschaft am 17. Juli 2019 wurde folgender 

Beschluss gefasst: 

 

a) Das Grundkapital der Gesellschaft wird von EUR 1.577.552,00 um bis zu EUR 

63.102.080,00 auf bis zu EUR 64.679.632,00 durch Ausgabe von bis zu 63.102.080 

neuen auf den Namen lautenden Stückaktien gegen Bareinlagen erhöht. Die neuen 

Aktien sind von Beginn des bei Eintragung der Kapitalerhöhung in das Handelsregister 

laufenden Geschäftsjahres gewinnberechtigt.  

 

b) Die neuen Aktien werden den bisherigen Aktionären im Verhältnis 1:40 zum Preis von 

EUR 1,10 je Stückaktie zum Bezug angeboten. Das heißt eine alte Aktie gewährt ein 

Bezugsrecht auf vierzig neue Aktien. Die Bezugsrechte sind übertragbar. Im Fall der 

Übertragung von Bezugsrechten außerhalb eines börslichen Bezugsrechtshandels ist 

der Gesellschaft gegenüber ein Nachweis für die wirksame Übertragung der 

Bezugsrechte zu erbringen. Nicht ausgeübte Bezugsrechte verfallen, ein Ausgleich für 

nicht ausgeübte Bezugsrechte findet nicht statt. Das Bezugsrecht kann nur binnen einer 

Frist von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Bezugsangebots angenommen werden. 

 

c) Zum Bezug der nach Ablauf der Bezugsfrist nicht gezeichneten Aktien 

(„Überbezugsaktien“) sind nur die Aktionäre berechtigt, die sämtliche ihnen nach ihrem 

Bezugsrecht zustehenden Aktien innerhalb der Bezugsfrist gezeichnet haben. Die 

Zuteilung der Überbezugsaktien erfolgt mindestens zum beschlossenen Ausgabebetrag 

auf Basis der während der Bezugsfrist durch die überbezugsberechtigten Aktionäre 

gezeichneten Aktien im Verhältnis zueinander.  

 

d) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, etwaige im Rahmen 

der Bezugsrechtskapitalerhöhung und des gewährten Überbezugsrechts nicht platzierte 

Aktien an Dritte zu platzieren („Platzierungsaktien“). Die Platzierung der 
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Platzierungsaktien erfolgt mindestens zum beschlossenen Ausgabebetrag, es wird ein 

Platzierungspreis von 1,20 Euro je Stückaktie oder ein höherer Preis angestrebt.  

 

e) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung, insbesondere die 

Bedingungen für die Ausgabe der Aktien, festzulegen.  

 

f) Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Änderung der Fassung von § 4 Absatz 1 der 

Satzung entsprechend der Durchführung der Kapitalerhöhung zu beschließen. 

 

g) Dieser Beschluss wird ungültig, wenn nicht die Durchführung der Kapitalerhöhung bis 

zum Ablauf des 16. Januar 2020 im Handelsregister eingetragen ist. 

 

Der für das öffentliche Angebot der aus der vorgenannten Kapitalerhöhung stammenden neuen 

Aktien notwendige Wertpapierprospekt hat bis zur Billigung jedoch mehr Zeit in Anspruch 

genommen als ursprünglich erwartet. Letztlich wurde dieser von der Bundesanstalt für 

Finanzdienstleistungen erst am 29. November 2019 gebilligt. Die Bezugsrechtskapitalerhöhung 

gemäß dem Beschluss wird nun mit Bezugsfrist vom 3. Dezember 2019 bis 16. Dezember 2019 

durchgeführt. Die Verwaltung ist jedoch der Auffassung, dass nicht zuletzt aufgrund der 

anstehenden Weihnachtsfeiertage, nicht mehr ausreichend Zeit ist um die Platzierung der Aktien, 

für die weder Bezugsrechte noch Überbezugsrechte ausgeübt wurden, an Dritte effektiv 

durchführen zu können. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen: 

 

„Der Beschluss zur Erhöhung des Grundkapitals vom 17. Juli 2019 wird wie folgt angepasst: 

 

g)  Der Beschluss zur Erhöhung des Grundkapitals vom 17. Juli 2019 wird ungültig, wenn 

nicht die Durchführung der Kapitalerhöhung bis zum Ablauf des 16. April 2020 zum 

Handelsregister angemeldet wird. 

h)  Vorstand und Aufsichtsrat werden ermächtigt, die Kapitalerhöhung in mehreren 

Einzeltranchen durchzuführen und entsprechend in mehreren Schritten ins 

Handelsregister eintragen zu lassen.  

 

Ansonsten bleibt der Beschluss zur Erhöhung des Grundkapitals vom 17. Juli 2019 unverändert 

bestehen.“ 
 

2. Beschlussfassung über die Erteilung einer Ermächtigung zur Ausgabe von Options- oder 

Wandelanleihen, Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombination 

dieser Instrumente) und zum Ausschluss des Bezugsrechts, über die Schaffung eines 

neuen bedingten Kapitals und über die entsprechenden Satzungsänderungen 

 

Die Altech Advanced Materials AG  hat derzeit kein bedingtes Kapital mehr, nachdem die letzte 

Ermächtigung am 15. April 2019 ausgelaufen ist und der letzte Hauptversammlungsbeschluss 

vom 17. Juli 2019 bezüglich der Schaffung eines bedingten Kapitals nichtig war. Um der 

Gesellschaft zukünftig eine flexible und kurzfristige Finanzierung zu ermöglichen, soll die 

Hauptversammlung den Vorstand bis zum 14. Januar 2025 zur Ausgabe von Options- oder 

Wandelanleihen, Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen 

dieser Instrumente; auch z. B. Wandelanleihen mit beigefügten Optionsscheinen), auch unter 

Ausschluss des Bezugsrechts, ermächtigen und ein neues bedingtes Kapital schaffen. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: 
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„a) Ermächtigung zur Ausgabe von Options- oder Wandelanleihen, Genussrechten 

oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) und 

zum Ausschluss des Bezugsrechts 

i. Ermächtigungszeitraum, Nennbetrag, Grundkapitalbetrag, Laufzeit 

 

Die in der Hauptversammlung am 17. Juli 2019 unter Tagesordnungspunkt 8 gefassten 

Beschlüsse werden aufgehoben. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats bis zum 14. Januar 2025 einmalig oder mehrmals Options- oder 

Wandelanleihen, Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen bzw. 

Kombinationen dieser Instrumente (nachstehend zusammen die 

„Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 100.000.000,00  zu 

begeben und den Inhabern von Schuldverschreibungen Options- oder 

Wandlungsrechte auf bis zu 10.000.000  auf den Namen lautenden Stückaktien der 

Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 

10.000.000,00 nach näherer Maßgabe der Bedingungen der Schuldverschreibungen 

(nachstehend die „Anleihebedingungen“) zu gewähren und/oder für die Gesellschaft 

entsprechende Wandlungsrechte vorzusehen. 

 

Die Schuldverschreibungen können gegen Barleistung ausgegeben werden. Die 

Schuldverschreibungen können außer in Euro auch – unter Begrenzung auf den 

entsprechenden Euro-Gegenwert – in der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes 

ausgegeben werden. Sie können auch durch eine Konzerngesellschaft der 

Gesellschaft im Sinne von § 18 AktG, an der die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar 

zu mindestens 90 % der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist (nachfolgend 

„Konzernunternehmen“) ausgegeben werden. Für diesen Fall wird der Vorstand 

ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für das die Schuldverschreibung 

emittierende Konzernunternehmen die Garantie für die Rückzahlung der 

Schuldverschreibungen und die Zahlung der hierauf zu entrichtenden Zinsen zu 

übernehmen und den Inhabern der Schuldverschreibungen Options- oder 

Wandlungsrechte für auf den Namen lautende Aktien der Gesellschaft zu gewähren.  

 

Die Schuldverschreibungen sowie die Options- oder Wandlungsrechte können mit oder 

ohne Laufzeitbegrenzung ausgegeben werden. Die Schuldverschreibungen können mit 

einer festen oder mit einer variablen Verzinsung ausgestattet werden. Ferner kann die 

Verzinsung auch wie bei einer Gewinnschuldverschreibung vollständig oder teilweise 

von der Höhe der Dividende der Gesellschaft abhängig sein.  

 

Die Schuldverschreibungen werden jeweils in Teilschuldverschreibungen eingeteilt. 

 

ii. Optionsrecht, Wandlungsrecht, Wandlungspflicht 

 

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder 

Teilschuldverschreibung ein Optionsschein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, 

die den Inhaber nach näherer Maßgabe der Optionsbedingungen zum Bezug von auf 

den Namen lautenden Stückaktien der Gesellschaft berechtigen. Die betreffenden 

Optionsscheine können von den jeweiligen Teilschuldverschreibungen abtrennbar sein. 

  

Der Bezug von Aktien bei Ausübung des Optionsrechts erfolgt gegen Zahlung des 

festgesetzten Optionspreises. Es kann auch vorgesehen werden, dass der 

Optionspreis variabel ist und/oder als Folge von Verwässerungsschutzbestimmungen 

gemäß lit. iii. angepasst wird. Die Anleihebedingungen können auch vorsehen, dass 

der Optionspreis durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen und 
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gegebenenfalls eine bare Zuzahlung geleistet werden kann. Das Bezugsverhältnis 

ergibt sich in diesem Fall aus der Division des Nennbetrags einer 

Teilschuldverschreibung durch den Optionspreis für eine Aktie der Gesellschaft. Das 

Bezugsverhältnis kann sich ferner auch durch Division eines unter dem Nennbetrag 

liegenden Ausgabebetrags einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten 

Optionspreis für eine Aktie der Gesellschaft ergeben. Das Bezugsverhältnis kann auf 

eine ganze Zahl (oder auch eine festzulegende Nachkommastelle) auf- oder 

abgerundet werden; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. 

Sofern sich Bezugsrechte auf Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorgesehen werden, 

dass diese zusammengelegt werden, so dass sich – ggf. gegen Zuzahlung – 

Bezugsrechte zum Bezug ganzer Aktien ergeben, oder in Geld ausgeglichen werden. 

 

Im Falle der Ausgabe von Wandelanleihen erhalten die Inhaber das Recht, ihre 

Teilschuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der Wandelanleihebedingungen in 

auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft umzutauschen. Die 

Anleihebedingungen können auch eine Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit oder 

zu einem früheren Zeitpunkt begründen; insbesondere kann eine Wandlungspflicht 

auch an ein entsprechendes Verlangen der Gesellschaft bzw. des emittierenden 

Konzernunternehmens geknüpft werden. Neben oder anstelle der Wandlungspflicht 

kann auch ein eigenes Recht der Gesellschaft vorgesehen werden, die 

Schuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen in Aktien der 

Gesellschaft umzutauschen. 

 

Das Umtauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrags einer 

Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der 

Gesellschaft. Das Umtauschverhältnis kann sich auch durch Division eines unter dem 

Nennbetrag liegenden Ausgabebetrags einer Teilschuldverschreibung durch den 

festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der Gesellschaft ergeben. Es kann 

vorgesehen werden, dass das Umtauschverhältnis variabel ist und/oder als Folge von 

Verwässerungsbestimmungen gemäß nachfolgendem lit. iii. geändert werden kann. 

Die Anleihebedingungen können ferner bestimmen, dass das Umtauschverhältnis auf 

eine ganze Zahl (oder auch eine festzulegende Nachkommastelle) auf- oder 

abgerundet wird; ferner kann eine in bar zu leistende Zuzahlung festgelegt werden. 

Sofern sich Umtauschrechte auf Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorgesehen 

werden, dass diese zusammengelegt werden, so dass sich – ggf. gegen Zuzahlung – 

Umtauschrechte zum Bezug ganzer Aktien ergeben, oder in Geld ausgeglichen werden.  

 

§ 9 Abs. 1 i. V. m. § 199 Abs. 2 AktG bleiben unberührt. 

 

iii. Optionspreis, Wandlungspreis, wertwahrende Anpassung des Options- oder 

Wandlungspreises 

 

Der Options- bzw. Wandlungspreis für eine Aktie muss – auch im Falle eines variablen 

Wandlungs- bzw. Optionspreises – mindestens 90 % des Durchschnittskurses der 

Aktien der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse während des nachfolgend 

jeweils genannten Zeitraums betragen: 

 

- Sofern die Schuldverschreibungen den Aktionären nicht zum Bezug 

angeboten werden, ist der Durchschnittskurs während der letzten zehn 

Börsenhandelstage an der Frankfurter Wertpapierbörse vor dem Tag der 

endgültigen Beschlussfassung des Vorstands über die Ausgabe der 

Schuldverschreibungen (bei Abgabe eines Angebots zur Zeichnung von 

Schuldverschreibungen) bzw. über die Zuteilung im Rahmen einer Ausgabe 
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von Schuldverschreibungen (bei einer Aufforderung zur Abgabe von 

Zeichnungsangeboten) maßgeblich.  

 

- Sofern die Schuldverschreibungen den Aktionären zum Bezug angeboten 

werden, ist der Durchschnittskurs während der letzten zehn 

Börsenhandelstage an der Frankfurter Wertpapierbörse vor dem Tag der 

Bekanntmachung der Bezugsfrist gemäß § 186 Abs. 2 Satz 1 AktG oder, 

sofern die endgültigen Konditionen für die Ausgabe der 

Schuldverschreibungen gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG erst während der 

Bezugsfrist bekannt gemacht werden, stattdessen der Durchschnittkurs 

während der Börsenhandelstage an der Frankfurter Wertpapierbörse ab 

Beginn der Bezugsfrist bis zum Vortag der Bekanntmachung der endgültigen 

Konditionen maßgeblich.  

 

Der Durchschnittkurs ist jeweils zu berechnen als arithmetisches Mittel der 

Schlusskurse an den betreffenden Börsenhandelstagen.  

 

In den Fällen einer Wandlungspflicht oder eines eigenen Wandlungsrechts der 

Gesellschaft kann nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen auch ein 

Wandlungspreis bestimmt werden, der entweder mindestens dem vorgenannten 

Mindestpreis oder mindestens 90 % des volumengewichteten Durchschnittskurses der 

Aktie der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten zehn 

Börsenhandelstage vor dem Tag der Endfälligkeit bzw. vor dem jeweils anderen für die 

Wandlungspflicht maßgeblichen Zeitpunkt entspricht, auch wenn der zuletzt genannte 

Durchschnittskurs den vorgenannten Mindestpreis unterschreitet. 

  

Unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG kann der Options- oder Wandlungspreis aufgrund 

von Verwässerungsschutzbestimmungen zur Wahrung des wirtschaftlichen Werts der 

Options- oder Wandlungsrechte bzw. Wandlungspflichten nach näherer Bestimmung 

der Anleihebedingungen angepasst werden, wenn während der Laufzeit der 

Schuldverschreibungen bzw. Optionsscheine sonstige Maßnahmen durchgeführt 

werden oder Ereignisse eintreten, die zu einer Veränderung des wirtschaftlichen Werts 

der Options- oder Wandlungsrechte bzw. Wandlungspflichten führen können (etwa 

Dividendenzahlungen, die Ausgabe weiterer Wandel- oder 

Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechte oder der Kontrollerwerb durch 

einen Dritten).  

 

Eine Anpassung des Options- oder Wandlungspreises kann dabei auch durch eine 

Barzahlung bei Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts bzw. Erfüllung der 

Wandlungspflicht oder die Anpassung einer etwaigen Zuzahlung bewirkt werden. Statt 

oder neben einer Anpassung des Options- oder Wandlungspreises kann 

Verwässerungsschutz nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen auch in 

anderer Weise gewährt werden. Insbesondere kann vorgesehen werden, dass bei 

Ausgabe von Aktien, weiteren Options- oder Wandelschuldverschreibungen oder 

Genussrechten mit Bezugsrecht der Aktionäre ein Verwässerungsschutz durch 

Anpassung des Options- oder Wandlungspreises nur erfolgt, soweit den Inhabern von 

Options- oder Wandlungsrechten bzw. den im Falle eines eigenen Wandlungsrechts 

der Gesellschaft Verpflichteten kein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt wird, wie 

es ihnen nach Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts bzw. Erfüllung einer 

Wandlungspflicht zustehen würde. 

 

In jedem Fall darf der anteilige Betrag am Grundkapital der je Schuldverschreibung zu 

beziehenden Aktien den Ausgabepreis der Schuldverschreibung nicht übersteigen. 
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iv. Bezugsrechtsgewährung, Ausschluss des Bezugsrechts 

 

Bei der Ausgabe der Schuldverschreibungen steht den Aktionären grundsätzlich das 

gesetzliche Bezugsrecht zu. Werden Schuldverschreibungen von einem 

Konzernunternehmen ausgegeben, hat die Gesellschaft die Gewährung des 

gesetzlichen Bezugsrechts für die Aktionäre der Gesellschaft nach Maßgabe des 

vorstehenden Satzes sicherzustellen. Das Bezugsrecht kann dabei jeweils ganz oder 

teilweise als mittelbares Bezugsrecht im Sinne von § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG 

ausgestaltet werden. 

 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, das 

Bezugsrecht der Aktionäre nach näherer Maßgabe der folgenden Bestimmungen ganz 

oder teilweise auszuschließen: 

 

(1) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge, 

die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben, von dem Bezugsrecht der 

Aktionäre auszunehmen und das Bezugsrecht auch insoweit auszuschließen, 

wie es erforderlich ist, um den Inhabern von bereits zuvor von der Gesellschaft 

oder einem Konzernunternehmen ausgegebenen Options- oder 

Wandlungsrechten aus Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen 

und/oder Wandelgenussrechten, bzw. den hieraus im Fall eines eigenen 

Wandlungsrechts der Gesellschaft Verpflichteten, ein Bezugsrecht in dem 

Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder 

Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung einer Options- oder Wandlungspflicht 

zustehen würde.  

 

(2) Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG auf gegen Barzahlung ausgegebene Schuldverschreibungen, die 

mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ausgegeben werden, 

vollständig auszuschließen, sofern der Vorstand nach pflichtgemäßer Prüfung 

zu der Auffassung gelangt, dass der Ausgabepreis der Schuldverschreibungen 

ihren nach anerkannten, insbesondere finanzmathematischen Methoden 

ermittelten hypothetischen Marktwert nicht wesentlich unterschreitet und der 

Options- bzw. Wandlungspreis für eine Aktie – auch im Falle eines variablen 

Wandlungs- bzw. Optionspreises – mindestens 110 % des 

Durchschnittskurses der Aktien der Gesellschaft an der Frankfurter 

Wertpapierbörse während der letzten zehn Börsenhandelstage vor dem Tag 

der endgültigen Entscheidung des Vorstands über die Ausgabe der 

Schuldverschreibungen (bei Abgabe eines Angebots zur Zeichnung von 

Schuldverschreibungen) bzw. über die Zuteilung im Rahmen einer Ausgabe 

von Schuldverschreibungen (bei einer Aufforderung zur Abgabe von 

Zeichnungsangeboten) beträgt. Diese Ermächtigung zum Ausschluss des 

Bezugsrechts gilt für Schuldverschreibungen mit Options- oder 

Wandlungsrechten oder Options- oder Wandlungspflichten auf Aktien mit 

einem anteiligen Betrag des Grundkapitals, der insgesamt 10 % des 

Grundkapitals nicht übersteigen darf, und zwar weder im Zeitpunkt der 

Beschlussfassung noch – sofern dieser Betrag niedriger ist – im Zeitpunkt der 

Ausübung dieser Ermächtigung. Auf die vorgenannte 10 %-Grenze sind Aktien 

der Gesellschaft anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung 

unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in unmittelbarer oder 
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entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG von der Gesellschaft 

ausgegeben oder veräußert werden; ferner sind hierauf Aktien der Gesellschaft 

anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung zur Bedienung 

von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten oder 

Optionspflichten aus Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen oder 

Wandelgenussrechten ausgegeben werden oder noch ausgegeben werden 

können, sofern die Schuldverschreibungen bzw. Genussrechte, welche ein 

entsprechendes Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. eine Wandlungs- oder 

Optionspflicht vermitteln, während der Laufzeit dieser Ermächtigung aufgrund 

anderweitiger Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 

entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 

 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um die Genussrechte ohne 

Wandlungs- oder Bezugsrecht einzelnen Investoren zur Zeichnung anzubieten, 

soweit der Ausgabepreis den nach anerkannten Methoden der 

Finanzmathematik ermittelten theoretischen Marktwert der Genussrechte nicht 

wesentlich unterschreitet und soweit die Genussrechte lediglich 

obligationsähnlich ausgestaltet sind, d. h. weder mitgliedschaftsähnliche 

Rechte noch Wandlungs- oder Bezugsrechte auf Aktien der Gesellschaft 

begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und sich die 

Höhe der Aus-schüttung nicht nach der Höhe des Jahresüberschusses, des 

Bilanzgewinns oder der Dividende richtet. 

 

(4) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-

recht der Aktionäre auszuschließen, soweit dies erforderlich ist, um den 

Inhabern von Umtausch- und Bezugsrechten, die von der Gesellschaft oder 

Konzernunternehmen der Gesellschaft auf Aktien der Gesellschaft eingeräumt 

wurden, in dem Umfang ein Bezugsrecht auf Schuldverschreibungen, die nach 

dieser Ermächtigung ausgegeben werden, zu gewähren, wie es ihnen nach 

Ausübung ihres Wandlungs- oder Bezugsrechts beziehungsweise nach 

Erfüllung einer etwaigen Wandlungspflicht zustünde (Verwässerungsschutz).  
 

v. Barausgleich, Gewährung neuer oder bestehender Aktien, Andienungsrecht 

 

Die Anleihebedingungen von Schuldverschreibungen, die ein Wandlungsrecht, eine 

Wandlungspflicht und/oder ein Optionsrecht gewähren bzw. bestimmen, können auch 

das Recht der Gesellschaft bzw. des emittierenden Konzernunternehmens vorsehen, 

im Falle der Optionsausübung bzw. Wandlung nicht neue Aktien zu gewähren, sondern 

den Gegenwert in Geld zu zahlen. Die Bedingungen der Schuldverschreibungen 

können auch vorsehen, dass die Schuldverschreibungen nach Wahl der Gesellschaft 

bzw. des emittierenden Konzernunternehmens statt in neue Aktien aus bedingtem 

Kapital in neue Aktien aus genehmigtem Kapital, in bereits existierende Aktien der 

Gesellschaft oder in Aktien einer börsennotierten anderen Gesellschaft gewandelt 

werden können bzw. ein Optionsrecht durch Lieferung solcher Aktien erfüllt werden 

kann. In diesen Fällen kann der Options- oder Wandlungspreis für eine Aktie dem nicht 

gewichteten durchschnittlichen Schlusskurs der Aktien der Gesellschaft an der 

Frankfurter Wertpapierbörse während der zehn Börsenhandelstage an der Frankfurter 

Wertpapierbörse vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit entsprechen, auch wenn 

dieser unterhalb des unter lit. iii. genannten Mindestpreises liegt. § 9 Abs. 1 i. V. m. § 

199 Abs. 2 AktG sind zu beachten. 
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vi. Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Einzelheiten 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere 

Zinssatz, Art der Verzinsung, Ausgabepreis, Ausgabezeiträume sowie Kündigung, 

Laufzeit und Stückelung sowie Options- bzw. Wandlungszeitraum, Anpassung des 

Bezugspreises , eine mögliche Variabilität des Umtauschverhältnisses und Begründung 

einer Wandlungspflicht zu bestimmen bzw. im Einvernehmen mit den Organen des die 

Schuldverschreibung ausgebenden Konzernunternehmens festzulegen. 

 

b) Schaffung eines Bedingten Kapitals 2020 

Das bedingte Kapital wird wie folgt geschaffen: 

„Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 10.000.000,00 durch Ausgabe von bis 

zu 10.000.000 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 

2020). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den Namen lautenden 

Stückaktien an die Inhaber von Options- oder Wandelanleihen, Genussrechten oder 

Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen die 

„Schuldverschreibungen“) jeweils mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten, die 

aufgrund der von der Hauptversammlung vom 15. Januar 2020 beschlossenen Ermächtigung 

bis zum 14. Januar 2025 von der Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft der Gesellschaft 

im Sinne von § 18 AktG, an der die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar zu mindestens 90 % 

der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben werden. Die bedingte Kapitalerhöhung 

ist nur insoweit durchzuführen, wie von den Options- oder Wandlungsrechten aus den 

vorgenannten Schuldverschreibungen tatsächlich Gebrauch gemacht wird oder 

Wandlungspflichten aus solchen Schuldverschreibungen tatsächlich erfüllt werden und soweit 

nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen 

Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses 

jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die neuen Aktien nehmen vom 

Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch die Ausübung von Options- bzw. 

Wandlungsrechten oder durch die Erfüllung von Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn der 

Gesellschaft teil; sie nehmen statt dessen bereits von Beginn des ihrer Ausgabe 

vorangehenden Geschäftsjahres am Gewinn der Gesellschaft teil, wenn im Zeitpunkt der 

Ausgabe der neuen Aktien ein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung über den 

Gewinn dieses Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist.  

 

Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 

Kapitalerhöhung festzusetzen.  

 

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen 

Umfang der Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2020 abzuändern.“  

 

c) Änderung von § 5a der Satzung 

§ 5a der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

 

„§5a Bedingtes Kapital 

 

Das Grundkapital ist um bis zu EUR 10.000.000,00, eingeteilt in bis zu 10.000.000 auf den 

Namen lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2020). Die bedingte 

Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den Namen lautenden Stückaktien an die 
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Inhaber von Options- oder Wandelanleihen, Genussrechten oder 

Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) (zusammen die 

„Schuldverschreibungen“) jeweils mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten, die 

aufgrund der von der Hauptversammlung vom 15. Januar 2020 beschlossenen Ermächtigung 

bis zum 14. Januar 2025 von der Gesellschaft oder einer Konzerngesellschaft der Gesellschaft 

im Sinne von § 18 AktG, an der die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar zu mindestens 90 % 

der Stimmen und des Kapitals beteiligt ist, ausgegeben werden. Sie wird nur durchgeführt, 

soweit von den Options- oder Wandlungsrechten aus den vorgenannten 

Schuldverschreibungen tatsächlich Gebrauch gemacht wird oder Wandlungspflichten aus 

solchen Schuldverschreibungen tatsächlich erfüllt werden und soweit nicht andere 

Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu 

dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu 

bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des 

Geschäftsjahres an, in dem sie durch die Ausübung von Options- bzw. Wandlungsrechten oder 

durch die Erfüllung von Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn der Gesellschaft teil; sie 

nehmen statt dessen bereits von Beginn des ihrer Ausgabe vorangehenden Geschäftsjahres 

am Gewinn der Gesellschaft teil, wenn im Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien ein 

Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung über den Gewinn dieses 

Geschäftsjahres noch nicht gefasst worden ist. Der Vorstand ist ermächtigt, die weiteren 

Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem jeweiligen Umfang 

der Grundkapitalerhöhung aus dem Bedingten Kapital 2020 abzuändern.“  

 

3. Wahlen von Aufsichtsratsmitgliedern 

Aufgrund der Amtsniederlegung von Herrn Rolf Birkert mit Wirkung zum 15. Oktober 2019 wurde 

Herr Werner E. Klatten mit Beschluss vom Amtsgericht Mannheim vom 31. Oktober 2019 

gerichtlich zum Aufsichtsrat der Gesellschaft bestellt. Gemäß § 104 Abs. 6 AktG erlischt das Amt 

des gerichtlich bestellten Aufsichtsratsmitglieds in jedem Fall, sobald der Mangel behoben ist, die 

Hauptversammlung also ein neues Aufsichtsratsmitglied wählt.  

Daher soll Herr Klatten im Rahmen der Hauptversammlung erneut in den Aufsichtsrat der 

Gesellschaft gewählt werden. 

Der Aufsichtsrat schlägt deshalb vor, für die Zeit bis zum Ablauf der Hauptversammlung, die über 

die Entlastung für das Geschäftsjahr 2022 entscheidet,  

Herr Werner E. Klatten, wohnhaft in Weissachdamm 17, 83700 Rottach-Egern, Rechtsanwalt, 

in den Aufsichtsrat zu wählen. 

Werner E. Klatten, studierte von 1966 bis 1973 Rechtswissenschaften an den Universitäten 

Hamburg und Berlin. Nach seinem Studium war er als Rechtsanwalt tätig und hatte eine Reihe 

wichtiger Positionen in der deutschen Medienbranche inne, u.a. bei der Sat.1 GmbH und der 

EMTV AG. Zuletzt war Herr Klatten Vorsitzender des Vorstands der Deutschen Sporthilfe und 

wechselte im März 2010 als Vorsitzender in den Aufsichtsrat. Herr Klatten ist auch Vorsitzender 

des Beirats der teNeues Media GmbH & Co. KG, Vorsitzender der Immobiliengesellschaft Puma 

Brandenburg Ltd. und Vorsitzender des Beirats der Tamara Comolli Fine Jewelry GmbH. Im 

November 2019 wurde Herr Klatten gerichtlich in den Aufsichtsrat der Altech Advanced Materials 

AG berufen. 

 

Herr Klatten ist nicht Mitglied in weiteren gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten oder 

vergleichbaren in- und ausländischen Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen. 
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Der Aufsichtsrat setzt sich gemäß § 96 Abs. 1, 6. Fall AktG nur aus von den Aktionären gewählten 

Aufsichtsratsmitgliedern zusammen und besteht gemäß §§ 96 Abs. 1, 101 AktG in Verbindung 

mit § 11 Abs. 1 der Satzung aus fünf Mitgliedern, die von der Hauptversammlung gewählt werden. 

 

4. Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder 

Gemäß § 14 Absatz 1 der Satzung erhält jedes Mitglied des Aufsichtsrats eine Vergütung, deren 

Höhe von der Hauptversammlung festgelegt wird. Um der neuen Zusammensetzung des 

Aufsichtsrates im Zuge der Neuausrichtung der Gesellschaft Rechnung zu tragen, schlagen 

Vorstand und Aufsichtsrat vor zu beschließen: 

„Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ab Beginn des Geschäftsjahrs 2020 eine jährliche 

Nettovergütung in Höhe von 2.000,00 Euro und der Vorsitzende des Aufsichtsrats in 

Höhe von 3.000,00 Euro  

Der Aufsichtsrat soll mindestens zwei Ausschüsse bilden, den Prüfungsausschuss und 

den Industrieausschuss. 

Für die Teilnahme in dem Prüfungsausschuss wird zusätzlich eine jährliche 

Nettovergütung von 5.000,- Euro gewährt. 

Für die Teilnahme in dem Industrieausschuss wird zusätzlich eine jährliche 

Nettovergütung von 22.000,- Euro gewährt. 

Etwaige andere zu bildende Ausschüsse sind mit der beschlossenen Vergütung 

abgegolten.“ 

 

* * * 

Schriftlicher Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung über den Ausschluss des 

Bezugsrechts zu Tagesordnungspunkt 2 gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

Allgemeines 

Unter Tagesordnungspunkt 2 wird vorgeschlagen, den Vorstand zu ermächtigen, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats bis zum 14. Januar 2025 einmalig oder mehrmalig Options- und/oder 

Wandelschuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) im Gesamtnennbetrag von bis 

zu EUR 100.000.000,00 mit oder ohne Laufzeitbegrenzung zu begeben und den Inhabern von 

Schuldverschreibungen Options- bzw. Wandlungsrechte auf den Namen lautende Stückaktien der 

Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 10.000.000,00 

nach näherer Maßgabe der Bedingungen der Schuldverschreibungen zu gewähren bzw. entsprechende 

Options- oder Wandlungspflichten zu begründen.  

Die Begebung von Schuldverschreibungen der vorbezeichneten Art bietet der Gesellschaft, ergänzend 

zu den hergebrachten Möglichkeiten der Fremd- und Eigenkapitalaufnahme, die Möglichkeit, je nach 

Marktlage attraktive Finanzierungsalternativen am Kapitalmarkt zu nutzen. Die Begebung von 

Schuldverschreibungen ermöglicht die Aufnahme von Fremdkapital, das je nach Ausgestaltung der 

Bedingungen der Schuldverschreibungen sowohl für ein internes Rating der finanzierenden Banken als 

auch für bilanzielle Zwecke als Eigenkapital oder eigenkapitalähnlich eingestuft werden kann. Die 

erzielten Options- bzw. Wandlungsprämien sowie die Eigenkapitalanrechnung kommen der 

Kapitalbasis der Gesellschaft zugute. Die ferner vorgesehenen Möglichkeiten, neben der Einräumung 

von Options- oder Wandlungsrechten auch Options- oder Wandlungspflichten zu begründen, sowie der 
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Kombination von Optionsschuldverschreibungen und Wandelschuldverschreibungen erweitern den 

Spielraum für die Ausgestaltung dieser Finanzierungsinstrumente. 

Bezugsrecht der Aktionäre und Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts 

Macht der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats von der Ermächtigung zur Begebung von 

Schuldverschreibungen Gebrauch, steht den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Dieses 

Bezugsrecht soll jedoch durch den Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats unter bestimmten 

Umständen im Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre ausgeschlossen werden können.  

(1) Das betrifft zunächst den Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge. Spitzenbeträge können 

sich aus dem jeweiligen Emissionsvolumen und der Darstellung eines praktikablen 

Bezugsverhältnisses ergeben. Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht die 

Ausnutzung der erbetenen Ermächtigung durch runde Beträge unter Beibehaltung eines glatten 

Bezugsverhältnisses. Dies erleichtert die Abwicklung des Bezugsrechts der Aktionäre. Der 

Ausschluss fördert daher die Praktikabilität und erleichtert die Durchführung einer Begebung von 

Schuldverschreibungen. Der Wert von Spitzenbeträgen pro Aktionär ist regelmäßig gering, dagegen 

ist der Aufwand für die Ausgabe von Schuldverschreibungen ohne einen Bezugsrechtsausschluss 

für Spitzenbeträge deutlich höher. Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge erscheint 

vor diesem Hintergrund angemessen. 

 

(2) Soweit Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrecht oder Options- oder 

Wandlungspflicht ausgegeben werden sollen, soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre nach § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG in sinngemäßer 

Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG auszuschließen, soweit die Schuldverschreibungen 

gegen Barleistung ausgegeben werden und der Ausgabepreis den nach anerkannten 

finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen 

mit Options- oder Wandlungsrecht oder Options- oder Wandlungspflicht nicht wesentlich 

unterschreitet und der Options- bzw. Wandlungspreis für eine Aktie – auch im Falle eines variablen 

Wandlungs- bzw. Optionspreises – mindestens 110 % des Durchschnittskurses der Aktien der 

Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten zehn Börsenhandelstage vor 

dem Tag der endgültigen Entscheidung des Vorstands über die Ausgabe der 

Schuldverschreibungen (bei Abgabe eines Angebots zur Zeichnung von Schuldverschreibungen) 

bzw. über die Zuteilung im Rahmen einer Ausgabe von Schuldverschreibungen (bei einer 

Aufforderung zur Abgabe von Zeichnungsangeboten) beträgt. 

(3) Darüber hinaus soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, soweit dies erforderlich ist, 

um auch den Inhabern von Umtausch- und Bezugsrechten ein Bezugsrecht zu gewähren, wie es 

ihnen zustünde, wenn sie ihr Umtausch- oder Bezugsrecht bereits ausgeübt beziehungsweise ihre 

Wandlungspflicht bereits erfüllt hätten. Finanzierungsinstrumente wie die hier beschriebenen 

enthalten in ihren Bedingungen regelmäßig eine Verwässerungsschutzklausel für den Fall, dass die 

Gesellschaft weitere solcher Finanzierungsinstrumente oder Aktien emittiert, auf die die Aktionäre 

ein Bezugsrecht haben. Damit der Wert dieser Finanzierungsinstrumente durch solche Maßnahmen 

nicht beeinträchtigt wird, erhalten die Inhaber dieser Finanzierungsinstrumente in der Regel dadurch 

einen Ausgleich, dass der Umtausch- oder Bezugspreis ermäßigt wird oder dass sie ebenfalls ein 

Bezugsrecht auf die später emittierten Finanzierungsinstrumente oder Aktien erhalten. Um sich 

insoweit größtmögliche Flexibilität zu erhalten, soll daher auch für diesen Fall die Möglichkeit zum 

Bezugsrechtsausschluss bestehen. Dies dient einer erleichterten Platzierung und damit letztlich der 

optimalen Finanzierungsstruktur der Gesellschaft. 

(4) Darüber hinaus soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden können, soweit dies erforderlich ist, 

um auch den Inhabern von Umtausch- und Bezugsrechten ein Bezugsrecht zu gewähren, wie es 

ihnen zustünde, wenn sie ihr Umtausch- oder Bezugsrecht bereits ausgeübt beziehungsweise ihre 

Wandlungspflicht bereits erfüllt hätten. Finanzierungsinstrumente wie die hier beschriebenen 
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enthalten in ihren Bedingungen regelmäßig eine Verwässerungsschutzklausel für den Fall, dass die 

Gesellschaft weitere solcher Finanzierungsinstrumente oder Aktien emittiert, auf die die Aktionäre 

ein Bezugsrecht haben. Damit der Wert dieser Finanzierungsinstrumente durch solche Maßnahmen 

nicht beeinträchtigt wird, erhalten die Inhaber dieser Finanzierungsinstrumente in der Regel dadurch 

einen Ausgleich, dass der Umtausch- oder Bezugspreis ermäßigt wird oder dass sie ebenfalls ein 

Bezugsrecht auf die später emittierten Finanzierungsinstrumente oder Aktien erhalten. Um sich 

insoweit größtmögliche Flexibilität zu erhalten, soll daher auch für diesen Fall die Möglichkeit zum 

Bezugsrechtsausschluss bestehen. Dies dient einer erleichterten Platzierung und damit letztlich der 

optimalen Finanzierungsstruktur der Gesellschaft. 

 

Hierdurch erhält die Gesellschaft die Möglichkeit, günstige Marktsituationen sehr kurzfristig und 

schnell zu nutzen und durch eine marktnahe Festsetzung der Konditionen bessere Bedingungen 

bei der Festlegung von Zinssatz und Ausgabepreis der Schuldverschreibungen zu erreichen. Eine 

marktnahe Festsetzung der Konditionen und eine reibungslose Platzierung der 

Schuldverschreibungen wären bei Wahrung des Bezugsrechts regelmäßig nicht möglich. Zwar 

gestattet § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugspreises (und damit der 

Konditionen dieser Schuldverschreibungen) bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der 

häufig zu beobachtenden Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber auch dann ein Marktrisiko 

über mehrere Tage, das zu Sicherheitsabschlägen und somit zu nicht marktnahen Konditionen 

führt. Auch ist bei Bestand eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit seiner Ausübung die 

erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet oder mit zusätzlichen Aufwendungen verbunden. 

Schließlich kann bei Einräumung eines Bezugsrechts die Gesellschaft wegen der Länge der 

Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige oder ungünstige Marktverhältnisse reagieren, sondern ist 

rückläufigen Aktienkursen während der Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die Gesellschaft 

ungünstigen Eigenkapitalbeschaffung führen können. 

 

Durch das Erfordernis, dass der Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen 

Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldverschreibungen mit Options- oder 

Wandlungsrecht oder Options- oder Wandlungspflicht in sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 

3 Satz 4 AktG nicht wesentlich unterschreiten darf und der Options- bzw. Wandlungspreis für eine 

Aktie – auch im Falle eines variablen Wandlungs- bzw. Optionspreises – mindestens 110 % des 

Durchschnittskurses der Aktien der Gesellschaft an der Frankfurter Wertpapierbörse während der 

letzten zehn Börsenhandelstage vor dem Tag der endgültigen Entscheidung des Vorstands über 

die Ausgabe der Schuldverschreibungen (bei Abgabe eines Angebots zur Zeichnung von 

Schuldverschreibungen) bzw. über die Zuteilung im Rahmen einer Ausgabe von 

Schuldverschreibungen (bei einer Aufforderung zur Abgabe von Zeichnungsangeboten) betragen 

muss, wird den Vermögensinteressen der Aktionäre und ihrem Bedürfnis nach einem Schutz vor 

einer Verwässerung des Wertes ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Unterschreitet der 

Ausgabepreis den nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen 

Marktwert der Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrecht oder Options- oder 

Wandlungspflicht nicht wesentlich, sinkt der Wert eines Bezugsrechts der Aktionäre praktisch auf 

Null. Den Aktionären entsteht insoweit durch den Ausschluss des Bezugsrechts kein nennenswerter 

wirtschaftlicher Nachteil. 

Darüber hinaus werden die Stimmrechtsinteressen der Aktionäre vor einer unangemessenen 

Verwässerung ihres Anteilsbesitzes dadurch geschützt, dass die Ermächtigung zum Ausschluss 

des Bezugsrechts bei Begebung von Schuldverschreibungen gegen Barleistung nur insoweit gilt, 

als auf die zur Bedienung der Options- oder Wandlungsrechte bzw. bei Erfüllung der Options- oder 

Wandlungspflichten ausgegebenen und auszugebenden Aktien insgesamt ein anteiliger Betrag des 

Grundkapitals von nicht mehr als 10% des Grundkapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des 

Hauptversammlungsbeschlusses oder, falls niedriger, 10% des Grundkapitals der Gesellschaft zum 

Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung entfallen darf. Auf diesen Höchstbetrag ist der anteilige 

Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser 
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Ermächtigung in unmittelbarer, sinngemäßer oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden. Auf diese Weise wird sichergestellt, dass keine 

Schuldverschreibungen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden, 

soweit dies dazu führen würde, dass unter Berücksichtigung von Kapitalerhöhungen oder 

bestimmten Platzierungen eigener Aktien in unmittelbarer, sinngemäßer oder entsprechender 

Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ein Bezugsrecht der Aktionäre auf neue oder eigene 

Aktien der Gesellschaft in einem Umfang von mehr als 10% der derzeit ausstehenden Aktien 

ausgeschlossen wäre. 

Bedienung aus bedingtem Kapital 

Bedient werden die mit den Schuldverschreibungen verbundenen Options- oder Wandlungsrechte oder 

Options- oder Wandlungspflichten grundsätzlich aus dem Bedingten Kapital 2020, das zu diesem Zweck 

geschaffen werden soll. Options- oder Wandlungsrechte sowie Options- oder Wandlungspflichten aus 

Schuldverschreibungen, die gegen Sachleistung ausgegeben werden, können nicht aus dem Bedingten 

Kapital 2020 bedient werden. Hierzu bedarf es entweder eines Rückgriffs auf eigene Aktien oder einer 

Sachkapitalerhöhung. 

Ausnutzung der Ermächtigung und Bericht an die Hauptversammlung 

Der Vorstand wird in jedem Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zur Ausgabe von 

Schuldverschreibungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts Gebrauch machen wird. Eine 

Ausnutzung dieser Möglichkeiten wird nur dann erfolgen, wenn dies nach Einschätzung des Vorstands 

im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre liegt und verhältnismäßig ist. 

Der Vorstand wird in der jeweils nächsten Hauptversammlung über jede Ausnutzung der in dem 

Tagesordnungspunkt 2 erteilten Ermächtigungen berichten. 

*** 

 

II.  Weitere Angaben und Hinweise 

 

1. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 

Im Zeitpunkt der Einberufung ist das Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von EUR 

1.577.552,00 in 1.577.552 Stückaktien mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 

1,00 je Aktie eingeteilt. Die Gesamtzahl der Stimmrechte, die im Zeitpunkt der Einberufung der 

Hauptversammlung ausgeübt werden können, beträgt 1.577.552 Stimmen. Jede Aktie gewährt 

ein Stimmrecht. Die Gesellschaft hält zum Zeitpunkt der Einberufung keine eigenen Aktien. 

 

2. Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 

Stimmrechts  

 

a) Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 

Stimmrechts für Aktionäre, die Inhaberaktien halten 

 

Die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung der Stimmrechte setzen die 

Anmeldung der Aktionäre bei der Gesellschaft voraus. Die Anmeldung muss in deutscher 

oder englischer Sprache verfasst sein und der Gesellschaft in Textform (§ 126b BGB) bis 

spätestens am Mittwoch, 8. Januar 2020, 24:00 Uhr, unter der Adresse  

 

Altech Advanced Materials AG 

Ziegelhäuser Landstraße 3 

69120 Heidelberg 

 

oder per Telefax: +49 (0) 6221 64924-72 
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oder per E-Mail unter: info@altechadvancedmaterials.com 

 

zugehen. Neben der Anmeldung ist für die Inhaber von Inhaberaktien der Gesellschaft ein 

Berechtigungsnachweis der Aktionäre zur Teilnahme und zur Ausübung des Stimmrechts 

erforderlich. Dazu ist von den Aktionären, die Inhaberaktien der Gesellschaft halten, ein in 

Textform (§ 126b BGB) erstellter besonderer Nachweis des depotführenden Instituts über 

den Anteilsbesitz erforderlich. Der Nachweis muss in deutscher oder englischer Sprache 

verfasst sein und sich auf den Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung 

(„Nachweisstichtag“ oder „Record Date“), also Mittwoch, den 25. Dezember 2019, 00:00 Uhr 

beziehen. Dieser Nachweis muss der Gesellschaft bis spätestens Mittwoch, 8. Januar 2020, 

24:00 Uhr unter der zuvor genannten Adresse, per Telefax oder E-Mail zugehen.  

 

Bedeutung des Nachweisstichtags (Record Date)  

 

Der Nachweisstichtag (Record Date) ist das entscheidende Datum für den Umfang und die 

Ausübung des Teilnahme- und Stimmrechts in der Hauptversammlung. Im Verhältnis zur 

Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Hauptversammlung oder die Ausübung des 

Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis erbracht hat. Die Berechtigung zur 

Teilnahme und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich dabei ausschließlich nach dem 

Anteilsbesitz zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre für die 

Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes einher. Auch im Fall der vollständigen oder teilweisen 

Veräußerung des Anteilsbesitzes nach dem Nachweisstichtag ist für die Teilnahme und den 

Umfang des Stimmrechts ausschließlich der Anteilsbesitz des Aktionärs zum 

Nachweisstichtag maßgeblich; d. h. Veräußerungen von Aktien nach dem Nachweisstichtag 

haben keine Auswirkung auf die Berechtigung zur Teilnahme und auf den Umfang des 

Stimmrechts. Entsprechendes gilt für Zuerwerbe von Aktien nach dem Nachweisstichtag. 

Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst danach Aktionär 

werden, sind nicht teilnahme- und stimmberechtigt.  

 

b) Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des 

Stimmrechts für Aktionäre, die Namensaktien halten 

 

Die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung der Stimmrechte setzen die 

Anmeldung der Aktionäre bei der Gesellschaft voraus. Die Anmeldung muss in deutscher 

oder englischer Sprache verfasst sein und der Gesellschaft in Textform (§ 126b BGB) bis 

spätestens am Mittwoch, 8. Januar 2020, 24:00 Uhr, unter der Adresse  

 

Altech Advanced Materials AG 

Ziegelhäuser Landstraße 3 

69120 Heidelberg 

 

oder per Telefax: +49 (0) 6221 64924-72 

oder per E-Mail unter: info@altechadvancedmaterials.com 

 

 

zugehen. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt nach § 67 Absatz 2 Satz 1 AktG bei 

Namensaktien als Aktionär nur, wer als solcher im Aktienregister eingetragen ist. Für das 

Teilnahmerecht des Aktionärs, der Namensaktien hält, sowie für die Anzahl der einem 

Teilnahmeberechtigten in der Hauptversammlung zustehenden Stimmrechte aus 

Namensaktien ist demgemäß der Eintragungsstand des Aktienregisters am Tag der 

Hauptversammlung maßgeblich. 
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Aus abwicklungstechnischen Gründen werden in der Zeit vom Mittwoch, 25. Dezember 2019 

bis Mittwoch, 8. Januar 2020, (jeweils einschließlich) keine Umschreibungen im 

Aktienregister vorgenommen. Deshalb entspricht der Eintragungsstand des Aktienregisters 

am Tag der Hauptversammlung dem Stand nach der letzten Umschreibung am Dienstag, 

dem 24. Dezember 2019. 

 

Der Handel mit Aktien wird durch eine Anmeldung zur Hauptversammlung nicht blockiert. 

Auch nach erfolgter Anmeldung können Aktionäre daher über ihre Aktien weiter frei 

verfügen. Da im Verhältnis zur Gesellschaft als Aktionär nur gilt, wer als solcher am Tag der 

Hauptversammlung im Aktienregister eingetragen ist (siehe oben), kann eine Verfügung 

jedoch Auswirkungen auf die Teilnahmeberechtigung eines Aktionärs haben. 

 

Kreditinstitute sowie sonstige diesen gem. § 135 Absatz 8 oder gem. § 135 Absatz 10 in 

Verbindung mit § 125 Absatz 5 AktG gleichgestellte Personen oder Vereinigungen dürfen 

das Stimmrecht für Aktien, die ihnen nicht gehören, als deren Inhaber sie aber im 

Aktienregister eingetragen sind, nur aufgrund einer Ermächtigung ausüben. Einzelheiten zu 

dieser Ermächtigung finden sich in § 135 AktG. 

 

c) Verfahren für die Teilnahme und/oder Stimmabgabe durch Bevollmächtigte 

 

Aktionäre, die nicht persönlich an der Hauptversammlung teilnehmen, können ihr 

Stimmrecht auch durch Bevollmächtigte, wie z. B. ein Kreditinstitut oder eine 

Aktionärsvereinigung, oder einen sonstigen Dritten ausüben lassen. Auch in diesem Fall sind 

eine fristgerechte Anmeldung und der fristgerechte Nachweis des Anteilsbesitzes gemäß 

den Bestimmungen unter Ziffer II.2.a) und/oder b) erforderlich. Nach erfolgter fristgerechter 

Anmeldung können bis zur Beendigung der Hauptversammlung Vollmachten erteilt werden. 

Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder 

mehrere von diesen zurückweisen. 

 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 

der Gesellschaft bedürfen der Textform, soweit die Vollmacht nicht einem Kreditinstitut, 

einem diesem gleichgestellten Institut oder Unternehmen (§ 135 Abs. 10, § 125 Abs. 5 

AktG), einer Aktionärsvereinigung oder einer anderen nach § 135 Abs. 8 AktG 

gleichgestellten Person erteilt wird. 

 

Für die Bevollmächtigung von Kreditinstituten, ihnen gleichgestellten Instituten oder 

Unternehmen (§ 135 Abs. 10, § 125 Abs. 5 AktG) sowie Aktionärsvereinigungen oder diesen 

nach § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellten Personen können Besonderheiten gelten; die 

Aktionäre werden gebeten, sich in einem solchen Fall rechtzeitig mit dem zu 

Bevollmächtigenden wegen einer möglicherweise von ihm geforderten Form der Vollmacht 

abzustimmen. 

 

Aktionäre, die einen Vertreter bevollmächtigen wollen, können zur Erteilung der Vollmacht 

das Formular benutzen, welches die Gesellschaft hierfür zur Verfügung stellt. Es wird den 

ordnungsgemäß angemeldeten Personen zusammen mit der Eintrittskarte übersandt. 

Zusätzlich kann ein Vollmachtsformular auf Verlangen jeder stimmberechtigten Person bei 

der Gesellschaft angefordert werden und steht den Aktionären auf der Internetseite der 

Gesellschaft unter https://www.altechadvancedmaterials.com/de/hauptversammlung-2020 

zum Download zur Verfügung. 

 

Der Nachweis der Bevollmächtigung kann am Tag der Hauptversammlung bei der 

Einlasskontrolle durch den Bevollmächtigten durch Vorlage einer Vollmacht erfolgen. Für 

eine Übermittlung des Nachweises per Post, per Telefax oder per E-Mail stehen die 

https://www.altechadvancedmaterials.com/de/hauptversammlung-2020
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nachfolgend aufgeführten Kommunikationswege, insbesondere auch für die elektronische 

Übermittlung zur Verfügung:  

 

Altech Advanced Materials AG 

Ziegelhäuser Landstr. 3 

69120 Heidelberg 

Fax: +49 6221 64924-72 

E-Mail: info@altechadvancedmaterials.com 

 

 

Die vorgenannten Kommunikationswege können auch genutzt werden, wenn die Vollmacht 

durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft erteilt werden soll; ein gesonderter Nachweis 

über die Erteilung der Vollmacht ist in diesem Fall nicht erforderlich. Auch der Widerruf einer 

bereits erteilten Vollmacht kann über die vorgenannte Adresse unmittelbar gegenüber der 

Gesellschaft erklärt werden. 

 

Außerdem bietet die Gesellschaft wie bisher ihren Aktionären wieder an, sich in der 

Hauptversammlung durch den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 

vertreten zu lassen. Der von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertreter übt das 

Stimmrecht im Fall einer Bevollmächtigung weisungsgebunden aus. Aktionäre, die den von 

der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter bevollmächtigen möchten, müssen sich 

nach den vorstehenden Bestimmungen ordnungsgemäß angemeldet haben. Für die 

Bevollmächtigung eines von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreters soll 

möglichst das mit der Eintrittskarte übersandte Formular zur Erteilung von Vollmachten und 

Weisungen verwendet werden. Zusätzlich steht den Aktionären ein Formular zur Vollmachts- 

und Weisungserteilung inklusive weiterer Hinweise zu den Bedingungen der 

Stimmrechtsvertretung unter der Internetadresse  

https://www.altechadvancedmaterials.com/de/hauptversammlung-2020 zum Download zur 

Verfügung. 

 

Die Bevollmächtigung des von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreters und die 

Erteilung von Weisungen an den Stimmrechtsvertreter in Textform sollten möglichst bis zum 

Mittwoch, 8. Januar 2020, 24:00 Uhr, bei der folgenden Adresse eingehen: 

 

Altech Advanced Materials AG 

Ziegelhäuser Landstr. 3 

69120 Heidelberg 

Fax: +49 6221 64924-72 

E-Mail: info@altechadvancedmaterials.com 

 

Erhält der Stimmrechtsvertreter auf mehreren Übermittlungswegen Vollmacht und 

Weisungen, wird die zeitlich zuletzt zugegangene ordnungsgemäß erteilte Vollmacht mit den 

entsprechenden Weisungen als verbindlich erachtet. Bei nicht ordnungsgemäß erteilten 

Vollmachten wird der Stimmrechtsvertreter die Stimmen in der Hauptversammlung nicht 

vertreten. Soweit Weisungen nicht korrekt ausgefüllt oder nicht eindeutig erteilt werden, wird 

in Abhängigkeit vom Abstimmungsverfahren der weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter 

sich der Stimme enthalten bzw. nicht an der Abstimmung teilnehmen. Die 

Stimmrechtsvertreter dürfen das Stimmrecht bei im Vorfeld der Hauptversammlung nicht 

bekannten Abstimmungen (z. B. bei Verfahrensanträgen) nicht ausüben. In Abhängigkeit 

vom Abstimmungsverfahren werden die weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter sich in 

diesen Fällen der Stimme enthalten bzw. nicht an der Abstimmung teilnehmen. 

Entsprechendes gilt bei der Abstimmung über einen Gegenantrag. Die Beauftragung der 

https://www.altechadvancedmaterials.com/de/hauptversammlung-2020
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Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft zur Widerspruchserklärung sowie zur Antrag- und 

Fragenstellung ist ausgeschlossen. 

 

3. Rechte der Aktionäre 

 

a) Ergänzung der Tagesordnung, § 122 Abs. 2 AktG 

 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den 

anteiligen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf 

die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden; ein nach Einberufung der 

Hauptversammlung bei der Gesellschaft eingegangenes Verlangen ist nach § 124a AktG 

unverzüglich nach seinem Eingang bei der Gesellschaft über die Internetseite der 

Gesellschaft zugänglich zu machen.  

 

Das Verlangen ist schriftlich an den Vorstand der Gesellschaft zu richten, wobei jedem 

neuen Gegenstand eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen muss. Das 

Verlangen muss der Gesellschaft spätestens bis zum Sonntag, 15. Dezember 2019, 24:00 

Uhr, unter folgender Adresse zugehen: 

 

Altech Advanced Materials AG 

Vorstand 

Ziegelhäuser Landstr. 3 

69120 Heidelberg 

Deutschland 

 

Der oder die Antragsteller haben gemäß § 122 Abs. 2 und Abs. 1 AktG nachzuweisen, dass 

sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien 

sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung über das Verlangen halten. Wird dem 

Verlangen nicht entsprochen, steht den Antragsstellern gemäß § 122 Abs. 3 AktG der Weg 

zu den Gerichten offen. 

 

b) Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären, § 126 Abs. 1, § 127 AktG 

 

Darüber hinaus können Aktionäre der Gesellschaft Gegenanträge gegen Vorschläge von 

Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung sowie 

Vorschläge für die Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern und des Abschlussprüfers 

übersenden. Gegenanträge zur Tagesordnung und Wahlvorschläge sind ausschließlich an 

folgende Adresse der Gesellschaft zu richten: 

 

Altech Advanced Materials AG 

Ziegelhäuser Landstr. 3 

69120 Heidelberg 

Fax: +49 6221 64924-72 

E-Mail: info@altechadvancedmaterials.com 

 

Bis spätestens 14 Tage vor dem Tag der Hauptversammlung, d.h. bis zum Dienstag, 

31. Dezember 2019, 24.00 Uhr unter der vorgenannten Adresse bei der Gesellschaft 

zugegangene Gegenanträge und Wahlvorschläge werden unter den weiteren 

Voraussetzungen der §§ 126, 127 AktG einschließlich des Namens des Aktionärs und – bei 

Anträgen – der Begründung unverzüglich nach ihrem Eingang im Internet unter 

https://www.altechadvancedmaterials.com/de/hauptversammlung-2020 zugänglich 

gemacht. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter der genannten 

Internetadresse zugänglich gemacht.  

https://www.altechadvancedmaterials.com/de/hauptversammlung-2020
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c) Auskunftsrecht des Aktionärs, § 131 Abs. 1 AktG 

 

Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über 

Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des 

Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und kein Auskunftsverweigerungsrecht 

besteht. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen 

Beziehungen der Gesellschaft zu mit ihr verbundenen Unternehmen. Wird einem Aktionär 

eine Auskunft verweigert, so kann er gemäß § 131 Abs. 5 AktG verlangen, dass seine Frage 

und der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, in die Niederschrift über die 

Verhandlung aufgenommen werden und ggf. gemäß § 132 AktG gerichtliche Entscheidung 

über das Auskunftsrecht beantragen 

 

4. Weitergehende Erläuterungen 

 

Weitergehende Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 

127, § 131 Abs. 1 AktG finden sich auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.altechadvancedmaterials.com/de/hauptversammlung-2020. 

 

5. Internetseite der Gesellschaft 

 

Weitere Informationen sowie die nach § 124a AktG zu veröffentlichenden Informationen finden 

sich auf der Internetseite der Gesellschaft  

https://www.altechadvancedmaterials.com/de/hauptversammlung-2020. 

 

6. Informationen zum Datenschutz 

 

Die Gesellschaft verarbeitet im Rahmen der Durchführung der Hauptversammlung folgende 

Kategorien personenbezogener Daten von Aktionären, Aktionärsvertretern und Gästen: 

Kontaktdaten (z.B. Name oder die E-Mail-Adresse), Informationen über die von jedem einzelnen 

Aktionär gehaltenen Aktien (z.B. Anzahl der Aktien) und Verwaltungsdaten (z.B. die 

Eintrittskartennummer). Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Rahmen der 

Hauptversammlung basiert auf Art. 6 Abs. 1 lit. c Datenschutzgrundverordnung (DSGVO). 

Danach ist eine Verarbeitung personenbezogener Daten rechtmäßig, wenn die Verarbeitung zur 

Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist. Die Gesellschaft ist rechtlich verpflichtet, 

die Hauptversammlung der Aktionäre durchzuführen. Um dieser Pflicht nachzugehen, ist die 

Verarbeitung der oben genannten Kategorien personenbezogener Daten unerlässlich. Ohne 

Angabe ihrer personenbezogenen Daten können sich die Aktionäre der Gesellschaft nicht zur 

Hauptversammlung anmelden. 

 

Für die Datenverarbeitung ist die Gesellschaft verantwortlich. Die Kontaktdaten des 

Verantwortlichen lauten: 

 

Altech Advanced Materials AG 

Ziegelhäuser Landstr. 3 

69120 Heidelberg 

Fax: +49 6221 64924-72 

E-Mail: info@altechadvancedmaterials.com 

 

Personenbezogene Daten, die die Aktionäre der Gesellschaft betreffen, werden grundsätzlich 

nicht an Dritte weitergegeben. Ausnahmsweise erhalten auch Dritte Zugang zu diesen Daten, 

sofern diese von der Gesellschaft zur Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen der 

Durchführung der Hauptversammlung beauftragt wurden. Hierbei handelt es sich um typische 

Hauptversammlungsdienstleister, wie etwa HV-Agenturen, Rechtsanwälte oder 

https://www.altechadvancedmaterials.com/de/hauptversammlung-2020
https://www.altechadvancedmaterials.com/de/hauptversammlung-2020
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Wirtschaftsprüfer. Die Dienstleister erhalten personenbezogene Daten nur in dem Umfang, der 

für die Erbringung der Dienstleistung notwendig ist. 

 

Im Rahmen des gesetzlich vorgeschriebenen Einsichtsrechts in das Teilnehmerverzeichnis der 

Hauptversammlung können andere Teilnehmer und Aktionäre Einblick in die in dem 

Teilnehmerverzeichnis über sie erfassten Daten erlangen. Auch im Rahmen von 

bekanntmachungspflichtigen Tagesordnungsergänzungsverlangen, Gegenanträgen bzw. -

wahlvorschlägen werden, wenn diese Anträge von Ihnen gestellt werden, Ihre 

personenbezogenen Daten veröffentlicht. 

 

Die oben genannten Daten werden je nach Einzelfall bis zu 3 Jahre (aber nicht weniger als 2 

Jahre) nach Beendigung der Hauptversammlung aufbewahrt und dann gelöscht, es sei denn, die 

weitere Verarbeitung der Daten ist im Einzelfall noch zur Bearbeitung von Anträgen, 

Entscheidungen oder rechtlichen Verfahren in Bezug auf die Hauptversammlung erforderlich. 

 

Aktionäre und Aktionärsvertreter haben das Recht, über die personenbezogenen Daten, die über 

sie gespeichert wurden, auf Antrag unentgeltlich Auskunft zu erhalten. Zusätzlich haben sie das 

Recht auf Berichtigung unrichtiger Daten, das Recht, die Einschränkung der Verarbeitung von zu 

umfangreich verarbeiteten Daten zu verlangen und das Recht auf Löschung von unrechtmäßig 

verarbeiteten bzw. zu lange gespeicherten personenbezogenen Daten (soweit dem keine 

gesetzliche Aufbewahrungspflicht und keine sonstigen Gründe nach Art. 17 Abs. 3 DSGVO 

entgegenstehen). Darüber hinaus haben Aktionäre und Aktionärsvertreter das Recht auf 

Übertragung sämtlicher von ihnen an die Gesellschaft übergebener Daten in einem gängigen 

Dateiformat (Recht auf „Datenportabilität“).  

 

Zur Ausübung der Rechte genügt eine entsprechende E-Mail an 

info@altechadvancedmaterials.com. 

 

Darüber hinaus haben die Aktionäre und Aktionärsvertreter auch das Recht zur Beschwerde bei 

einer Datenschutzaufsichtsbehörde. 

 

 

Heidelberg, im Dezember 2019 

 

Altech Advanced Materials AG 

 

Der Vorstand 

 


